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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 8. 


(Nr. 4848.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. März 1858., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Stadt⸗ 
* gemeinde Kaiſerswerth im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf. 
Au den Bericht vom 27. Februar d. J., deſſen Anlage zuruͤckfolgt, will 
Ich der auf dem Provinziallandtage im Stande der Staͤdte vertretenen Stadt⸗ 
gemeinde Kaiſerswerth, im Kreiſe Duͤſſeldorf des Regierungsbezirks Duͤſſel⸗ 
orf, deren Antrage gemäß, nach bewirkter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermei⸗ 
ſtereiverbande, in welchem dieſelbe zur Zeit mit Landgemeinden ſich befindet, 
die Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hierdurch 
verleihen. g 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 8. Maͤrz 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. Weſtphalen. 


An den Miniſter des Innern. 


Jahrgang 1858. (Nr. 4845—4846.) 10 (Nr. 4846.) 
Ausgegeben zu Berlin den 27. Maͤrz 1858. 


=. BB: 


(Nr. 4846.) Statut für den Verband der Wieſenbeſitzer in den Gemeinden Muͤnſtermai⸗ 
feld, Kuͤttig, Girſchnach und Ruͤber im Kreiſe Mayen. Vom 8. Maͤrz 
1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der im Kreiſe Mayen belegenen ſogenannten 
Muͤnſterer⸗, Küttiger- und Girſchnacher Wieſen, nach Anhörung der Betheilig⸗ 
ten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Ge— 
ſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. 57. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1843, 
S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Art. 2. (Geſetz- Sammlung 
vom Jahre 1853. S. 183.), was folgt: 


H. 1. 


Die Beſitzer der in den Bannen der Gemeinden Muͤnſtermaifeld, Kuͤt⸗ 
tig, Girſchnach und Ruͤber belegenen ſogenannten Muͤnſterer-, Küttiger- und 
Girſchnacher Wieſen, wie ſie auf der Karte des Kataſterkontroleurs Goͤbel und 
dem dazu gehoͤrigen Kataſterauszuge vom 15. Maͤrz und 12. Mai 1856. ver⸗ 
eichnet find, werden zu einem Wieſenverbande vereinigt, um den Ertrag 
ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewaͤſſerung zu verbeſſern. 


Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. 


H. 2. 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
uͤberhaupt alle zur vortheilhaften ne und Bewaͤfſe⸗ 
rung der Verbandsgrundſtuͤcke erforderlichen Anlagen, werden 
auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes gemacht und unterhalten, nach 
einem Plane, welcher durch den beſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und 
in Streitfaͤllen von der Regierung feſtzuſtellen iſt. 


Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern uͤberlaſſen, 
jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtehers 
im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die Aus⸗ 
fuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes fuͤr 
ihre Rechnung Übertragen. 


§. 3. 
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H. 3. 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinfchaftlichen 
Anlagen werden von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheilig— 
ten Flachen aufgebracht. Die Baukoſten der einzelnen, im Koſtenanſchlage 
des Wieſenbaumeiſters Knipp I. vom 4. Juni 1857. bezeichneten zehn Abthei⸗ 
lungen werden dabei geſondert berechnet und von den Grundbeſitzern jeder Ab- 
theilung fuͤr ſich aufgebracht. 


Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſte auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und läßt die Beiträge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 


Die Anlagen werden in der Regel im Tagelohn uffn e unter Leitun 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeſſen zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten na 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


Ebenſo iſt der Wieſenvorſteher befugt, bei Arbeiten, welche den einzel- 
nen Genoſſen fuͤr ihre Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen 
Anlage nicht unterbleiben duͤrfen, dieſe Arbeiten, wenn ſich die einzelnen Ge— 
noſſen dazu weigern, nach der erſten Aufforderung auf deren Koſten ausfuͤh— 
ren zu laſſen. 


H. 4. 


Die Anlegung der noͤthigen Graͤben und Wehre muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden her⸗ 
geben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den Doſſirungen und 
Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile erſetzt werden 
ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. | 


Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 


richterlich entſchieden (or. $. 10.). 


Die Erwerbung von Terrain, welches Nichtmitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


H. 5. 


Die eg des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 

Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz fuͤr baare Auslagen und 
Verſaͤumniß erhaͤlt jedoch der Wieſenvorſteher jaͤhrlich pro Morgen eine von 
der Generalverſammlung naͤher zu beſtimmende Summe. 


F. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ih⸗ 
(Nr. 4846.) 10* rer 
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rer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wieſen⸗ 
ſchoͤffen. 


Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
wei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
brei Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben, und ihm liegt die Reviſion der Kaſſenverwaltung ob. Er ver: 
pflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 


Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 


5 Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe be⸗ 
ſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Er- 
kenntniß verloren hat. 


Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen zu 
beobachten. 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter be: 
ſcheinigte Wahlprotokoll. 


5 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nach dem feftgeftellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſenbau⸗ 
meiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; 

b) die Beitraͤge auszuſchreiben und die Zahlungen auf die Kaſſe anzu⸗ 
weiſen; 


c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; 


d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den 
Wieſenſchoͤffen abzuhalten; 


e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In 
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In Behinderungsfaͤllen laßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. 


§. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die Generalver⸗ 
an der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal be⸗ 

immt. 19 


Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land— 
rathes. Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo wäffern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. 


Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigtz er muß den Anweiſun⸗ 
en des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die Feſtſetzung von Geldſtrafen gegen Mitglieder der Genoſſenſchaft und 
die Waͤrter bedarf der vorherigen Genehmigung des Buͤrgermeiſters. 


$ 10. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung Cefr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten 
des Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des andern 
Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt⸗ 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet wer⸗ 
den muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
traͤgt die Koſten. 


Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 

Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Jaber; 
(r. 4846.) er 
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der in der Gemeinde feines Wohnorts zu ben öffentlichen Gemeindeaͤmtern 
waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. | 

Wenn der Bürgermeifter ſelbſt Mitglied des Verbandes fein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf den Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiifchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 


§. 11. 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung der Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen zu 
9 50 und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern 

edrohen. 


$. 12. 


Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landes herrlicher Ge: 
nehmigung erfolgen. 


5 Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. Maͤrz 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeftät des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
Simons. v. Manteuffel II. 


(Nr. 4847.) 


= 703. 


(Nr. 4847.) Bekanntmachung, betreffend die unter dem 8. März 1858. erfolgte Allerhoͤchſte 
Genehmigung des Statut⸗Nachtrags der Metallurgiſchen Geſellſchaft zu 
Bonn vom 30. November 1857. und der Verlegung des Domizils derſel— 
ben von Bonn nach Aachen. Vom 14. Maͤrz 1858. 


D. Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 8. dieſes 
Monats den auf Grund der Generalverſammlungs-Beſchluͤſſe vom 14. Juni 
1856, in der notariellen Verhandlung vom 30. November 1857. aufgeſtell⸗ 
ten Nachtrag zu dem Statute der Metallurgiſchen Geſellſchaft zu Bonn vom 
i Sine 1849., ſowie die Verlegung des Domizils derſelben von Bonn nach 
Aachen mit einer das Aufſichtsrecht des Staats betreffenden Maaßgabe zu ge 
nehmigen geruht. 

Dies wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß 
der Statut⸗Nachtrag nebſt dem Allerhoͤchſten Erlaß durch die Amtsblaͤtter der 
anten Regierungen zu Coͤln und Aachen zur oͤffentlichen Kenntniß ge⸗ 
angen. N 


Berlin, den 14. März 1858, 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 4847-4818.) (Nr. 4848.) 
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(Ir. 4848.) Bekanntmachung über die Seitens beider Haͤuſer des Landtages ertheilte nach— 

ee trägliche Genehmigung der vorlaͤufigen Verordnung vom 27. November 
8 1.8:3857., betreffend die Suspenſion der Beſchraͤnkungen des vertragsmaͤßi⸗ 
3% , . gen Zinsſatzes. Vom 16. Maͤrz 1858. 


Massen die unter dem 27. November 1857. erlaſſene, durch die Geſetz⸗ 
Sammlung (Jahrgang 1857. S. 884.) verkuͤndete Verordnung, betreffend die 
Suspenſion der Beſchraͤnkungen des vertragsmaͤßigen Zinsſatzes, den beiden 
Haͤuſern des Landtages vorgelegt worden ift, haben dieſelben der gedachten 
Verordnung ihre Zuſtimmung ertheilt. 

Dies wird hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 16. Maͤrz 1858. 


Königliches Staatsminiſterium. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


